
Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 3 Artikel 3 
§ 1 … 
 
 
§ 2. (1) … 
(2) Zu den Aufgaben der Gesellschaft zählen insbesondere: 

 a) - f) … 
 g) die Erstellung von Vorschlägen für die Mehrjahresprogramme und die 

Umsetzung der gemäß § 5 genehmigten Mehrjahresprogramme. 
 
 
 
 
(3) …  
(4) … 
 
§ 9.  … 
(2) Unentgeltliche Zuwendungen an die Gesellschaft sind von der Erb-

schafts- und Schenkungssteuer und Leistungen des Bundes zur Dotierung der 
Rücklagen gemäß § 1 Abs. 9 zum Zwecke der Risikovorsorge sind von der Ge-
sellschaftssteuer befreit. 

(3) Zuführungen zu den gemäß § 1 Abs. 9 gebildeten Rücklagen sind steuer-
lich abzugsfähig. Die Auflösung der Rücklagen ist insoweit aliquot steuerwirk-
sam, als die Zuführung abzugsfähig gewesen ist. 

§ 13. Dieses Bundesgesetz tritt mit dem Tag nach seiner Kundmachung in 
Kraft. 

 

§ 1 … 
(11) Die Gesellschaft hat zum Zwecke der Durchführung der Aufgaben ge-

mäß § 2 Abs. 2 lit. h Rücklagen zu bilden. Diese sind getrennt von den Rücklagen 
nach Abs. 9 zu führen. 

§ 2. (1) … 
(2) … 

 
 g) die Erstellung von Vorschlägen für die Mehrjahresprogramme und die 

Umsetzung der gemäß § 5 genehmigten Mehrjahresprogramme; 
 h) die direkte Beteiligung vornehmlich an kleinen und mittleren Unter-

nehmen; 
 i) der Abschluss von Kreditverträgen und die Gewährung von Darlehen; 

 j) die Durchführung von Kreditoperationen zur Refinanzierung der Auf-
gaben gemäß lit. h und i). 

 
 
§ 9 … 
(2) Leistungen des Bundes zur Dotierung der Rücklagen gemäß § 1 Abs. 9 

zum Zwecke der Risikovorsorge und gemäß § 1 Abs. 11 zum Zwecke der direk-
ten Beteiligung an kleinen und mittleren Unternehmen sind von der Gesell-
schaftsteuer befreit 

(3) Zuführungen zu den gemäß § 1 Abs. 9 gebildeten Rücklagen sind steuer-
lich abzugsfähig. Die Auflösung der Rücklagen ist insoweit aliquot steuerwirk-
sam, als die Zuführung abzugsfähig gewesen ist. 

§ 13 (1) … 
(2) § 1 Abs. 11,  § 2 Abs. 2 lit. g bis j und § 9 Abs. 2 und Abs. 3 in der Fas-

sung des Bundesgesetzes BGBl I Nr. xxx/2008 treten mit 31. Oktober 2008 in 
Kraft 
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Artikel 4 
§ 1. (1) … 
(2) Der Bundesminister für Finanzen darf vorbehaltlich des § 4 Verpflich-

tungen gemäß Abs. 1 nur bis zu einem jeweils ausstehenden Gesamtbetrag von 1 
Milliarde Euro an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten und nur dann überneh-
men, wenn … 

§ 4. Der Bundesminister für Finanzen darf Verpflichtungen gemäß § 1 Abs. 
1, § 11 Abs. 1 und § 14 Abs. 1 insgesamt nur bis zu einem jeweils ausstehenden 
Gesamtbetrag von 2 175 000 000 Euro an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten 
übernehmen. 

§ 11. (1) …  
(2) Der Bundesminister für Finanzen darf vorbehaltlich des § 4 Verpflich-

tungen gemäß Abs. 1 nur bis zu einem jeweils ausstehenden Gesamtbetrag von 1 
Milliarde Euro an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten und nur dann überneh-
men, wenn … 

§ 16. (1) § 9, Abschnitt III und § 15 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 89/1998 treten mit 1. Juli 1998 in Kraft. Die Änderungen im Geset-
zestitel und in § 1 Abs. 1, § 1 Abs. 2, § 1b Abs. 2, § 2, § 3, § 5, § 6 Abs. 1 und 
Abs. 3 lit. a und lit. b, § 7, § 7a, § 10, § 11 Abs. 1 und 2, § 12, § 14 Abs. 1 und 2 
und § 15 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 130/2002 treten mit 1. 
Oktober 2002 in Kraft. 

  (2) § 1 Abs. 3, § 1b, § 7, § 11 Abs. 4, § 14 Abs. 3 und § 14a in der Fassung 
des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 36/2007, treten mit 1. Juni 2007 in Kraft. 

 
 
 

Artikel 5 
§ 7. (1) ... 
(2) Der Bundesminister für Finanzen darf Verpflichtungen gemäß Abs. 1 nur 

bis zu einem Gesamtobligo von 10,5 Milliarden Schilling, ab 1. Jänner 2002 

 

Artikel 4 
§ 1. (1) … 
(2) Der Bundesminister für Finanzen darf vorbehaltlich des § 4 Verpflich-

tungen gemäß Abs. 1 nur bis zu einem jeweils ausstehenden Gesamtbetrag von 
1,5 Milliarden Euro an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten und nur dann über-
nehmen, wenn……… 

§ 4. Der Bundesminister für Finanzen darf Verpflichtungen gemäß § 1 Abs. 
1, § 11 Abs. 1 und § 14 Abs. 1 insgesamt nur bis zu einem jeweils ausstehenden 
Gesamtbetrag von 3 725 000 000 Euro an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten 
übernehmen. 

§ 11. (1) …  
(2) Der Bundesminister für Finanzen darf vorbehaltlich des § 4 Verpflich-

tungen gemäß Abs. 1 nur bis zu einem jeweils ausstehenden Gesamtbetrag von 
1,5 Milliarden Euro an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten und nur dann über-
nehmen, wenn … 

 
§ 16. (1) bis (2) … 
 
 
 
 
 
 
(3) § 1 Abs. 2, § 4 und § 11 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes, 

BGBl. I Nr. xxx/2008 treten mit 31. Oktober 2008 in Kraft. 

Artikel 5 
§ 7. (1) ... 
(2) Der Bundesminister für Finanzen darf Verpflichtungen gemäß Abs. 1 nur 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
jedoch 750 Millionen Euro, an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten einerseits für 
die AWS und 3,5 Milliarden Schilling, ab 1. Jänner 2002 jedoch 250 Millionen 
Euro, an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten andererseits für die ÖHT über-
nehmen. 

§ 10. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, sofern Abs. 2 nicht 
anderes bestimmt, der Bundesminister für wirtschaftliche Angelegenheiten, hin-
sichtlich der Verträge gemäß § 3 und der Richtlinien gemäß § 4 dieser im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen betraut. 

(2) bis (6) 
 
 

Artikel 6 
 § 108. (1) … 
  (2) Die Einkommensteuer (Lohnsteuer) darf dem Steuerpflichtigen nur für 

die Leistung von Beiträgen bis zu 1 000 Euro jährlich erstattet werden. Die Er-
stattung erhöht sich durch Anwendung des Prozentsatzes gemäß Abs. 1 auf weite-
re Beiträge für den unbeschränkt steuerpflichtigen (Ehe)Partner (§ 106 Abs. 3) 
und für jedes Kind (§ 106) bis zu einer jährlichen Beitragsleistung von jeweils 1 
000 Euro pro Person, sofern diesen Personen nicht im selben Kalenderjahr auf 
Grund einer eigenen Abgabenerklärung (Abs. 3 erster Satz) Erstattungsbeträge 
zustehen oder sofern diese Personen nicht im selben Kalenderjahr in der Abga-
benerklärung (Abs. 3) eines anderen Steuerpflichtigen für einen Erhöhungsbetrag 
zu berücksichtigen sind. (Ehe)Partner (§ 106 Abs. 3) und Kinder, für die dem 
Steuerpflichtigen in einem Kalenderjahr Erhöhungsbeträge zustehen, dürfen im 
selben Kalenderjahr keine Einkommen(Lohn)steuererstattung geltend machen. 
Sie können jedoch erklären, daß die im Rahmen des betreffenden Bausparvertra-
ges für sie geltend gemachten Erhöhungsbeträge dem Steuerpflichtigen ab dem 
folgenden Kalenderjahr nicht mehr zustehen sollen. Diese Erklärung ist auf dem 
amtlichen Vordruck in zweifacher Ausfertigung bis 30. November bei der Abga-
benbehörde im Wege der Bausparkasse abzugeben, mit der der Steuerpflichtige 
den betreffenden Bausparvertrag abgeschlossen hat. Für Personen, die eine solche 
Erklärung abgegeben haben, stehen dem Steuerpflichtigen Erhöhungsbeträge ab 
dem folgenden Kalenderjahr nicht mehr zu. Die Bausparkasse ist verpflichtet, 
binnen zwei Wochen den Steuerpflichtigen durch Übermittlung der zweiten Er-

bis zu einem jeweils ausstehenden Gesamtobligo von 10,5 Milliarden Schilling, 
ab 1. Jänner 2002 jedoch 1,5 Milliarden Euro, an Kapital zuzüglich Zinsen und 
Kosten einerseits für die AWS und 3,5 Milliarden Schilling, ab 1. Jänner 2002 
jedoch 250 Millionen Euro, an Kapital zuzüglich Zinsen und Kosten andererseits 
für die ÖHT übernehmen. 

§ 10. (1) bis (6)… 
(7) § 7 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2008 tritt 

mit 31. Oktober 2008 in Kraft. 
 
 
 

Artikel 6 
§ 108. (1) … 
  (2) Die Einkommensteuer (Lohnsteuer) darf dem Steuerpflichtigen nur für 

die Leistung von Beiträgen bis zu 1 200 Euro jährlich erstattet werden. Die Er-
stattung erhöht sich durch Anwendung des Prozentsatzes gemäß Abs. 1 auf weite-
re Beiträge für den unbeschränkt steuerpflichtigen (Ehe)Partner (§ 106 Abs. 3) 
und für jedes Kind (§ 106) bis zu einer jährlichen Beitragsleistung von jeweils 1 
200 Euro pro Person, sofern diesen Personen nicht im selben Kalenderjahr auf 
Grund einer eigenen Abgabenerklärung (Abs. 3 erster Satz) Erstattungsbeträge 
zustehen oder sofern diese Personen nicht im selben Kalenderjahr in der Abga-
benerklärung (Abs. 3) eines anderen Steuerpflichtigen für einen Erhöhungsbetrag 
zu berücksichtigen sind. (Ehe)Partner (§ 106 Abs. 3) und Kinder, für die dem 
Steuerpflichtigen in einem Kalenderjahr Erhöhungsbeträge zustehen, dürfen im 
selben Kalenderjahr keine Einkommen(Lohn)steuererstattung geltend machen. 
Sie können jedoch erklären, daß die im Rahmen des betreffenden Bausparvertra-
ges für sie geltend gemachten Erhöhungsbeträge dem Steuerpflichtigen ab dem 
folgenden Kalenderjahr nicht mehr zustehen sollen. Diese Erklärung ist auf dem 
amtlichen Vordruck in zweifacher Ausfertigung bis 30. November bei der Abga-
benbehörde im Wege der Bausparkasse abzugeben, mit der der Steuerpflichtige 
den betreffenden Bausparvertrag abgeschlossen hat. Für Personen, die eine solche 
Erklärung abgegeben haben, stehen dem Steuerpflichtigen Erhöhungsbeträge ab 
dem folgenden Kalenderjahr nicht mehr zu. Die Bausparkasse ist verpflichtet, 
binnen zwei Wochen den Steuerpflichtigen durch Übermittlung der zweiten Er-
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
klärungsausfertigung vom Wegfall der Erhöhungsbeträge zu verständigen. Eine 
Mitteilungspflicht im Sinne des Abs. 4 vorletzter Satz besteht nicht. Im Kalender-
jahr der Auflösung des Vertrages dürfen die in der Abgabenerklärung für die 
Erhöhung der Erstattung berücksichtigten Personen abweichend von den Be-
stimmungen des zweiten und dritten Satzes nach erfolgter Vertragsauflösung 
insoweit eine Einkommen(Lohn)steuererstattung geltend machen, als eine Ein-
kommen(Lohn)steuererstattung nicht im Rahmen des aufgelösten Vertrages für 
sie in Anspruch genommen wurde. Die im Jahr der Auflösung des Vertrages 
geltend gemachte Einkommen(Lohn)steuererstattung ist dabei gleichmäßig auf 
den Steuerpflichtigen und die mitberücksichtigten Personen aufzuteilen. Im Ka-
lenderjahr der Auflösung stehen nur so viele Zwölftel der Erstattung zu, als volle 
Kalendermonate bis zur Rückzahlung des Guthabens oder von Teilen desselben 
vergangen sind. 

§ 124b.  
Z 1 bis 147 
 
 

Artikel 7 
§ 1. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie wird er-

mächtigt, beim Voranschlagsansatz 1/65148 eine Vorbelastung in der Höhe von 
bis zu 1.910 Millionen Euro zu begründen. 

 

klärungsausfertigung vom Wegfall der Erhöhungsbeträge zu verständigen. Eine 
Mitteilungspflicht im Sinne des Abs. 4 vorletzter Satz besteht nicht. Im Kalender-
jahr der Auflösung des Vertrages dürfen die in der Abgabenerklärung für die 
Erhöhung der Erstattung berücksichtigten Personen abweichend von den Be-
stimmungen des zweiten und dritten Satzes nach erfolgter Vertragsauflösung 
insoweit eine Einkommen(Lohn)steuererstattung geltend machen, als eine Ein-
kommen(Lohn)steuererstattung nicht im Rahmen des aufgelösten Vertrages für 
sie in Anspruch genommen wurde. Die im Jahr der Auflösung des Vertrages 
geltend gemachte Einkommen(Lohn)steuererstattung ist dabei gleichmäßig auf 
den Steuerpflichtigen und die mitberücksichtigten Personen aufzuteilen. Im Ka-
lenderjahr der Auflösung stehen nur so viele Zwölftel der Erstattung zu, als volle 
Kalendermonate bis zur Rückzahlung des Guthabens oder von Teilen desselben 
vergangen sind. 

§ 124b.  
Z 1 bis 147 
148. § 108 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2008, 

ist auf Erstattungen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2008 erfolgen. 

Artikel 7 
§ 1. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie wird er-

mächtigt, beim Voranschlagsansatz 1/65148 eine Vorbelastung in der Höhe von 
bis zu 1.940 Millionen Euro zu begründen. 
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